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Stellungnahme des Wirtschaftsrates zum Entwurf des  
Krankenhausreformanpassungsgesetzes (KHAG) 
 
Der vom Bundeskabinett beschlossene Entwurf des Krankenhausreformanpassungsgesetzes 
(KHAG) sollte im Bundestag dringend nachgebessert werden. Statt dringend notwendiger Ver-
besserungen bei Planungssicherheit, Finanzierung und Entbürokratisierung droht die Reform in 
ihrer jetzigen Form die ohnehin angespannte Versorgungslage in vielen Regionen weiter zu 
verschärfen. 
 
Das Krankenhausreformanpassungsgesetz bleibt weit hinter den Erwartungen und den Anfor-
derungen einer modernen Versorgungsstruktur zurück. Es löst keines der strukturellen Prob-
leme, die zur derzeitigen Krise vieler Kliniken geführt haben. In ländlichen Regionen droht eine 
neue Welle von Unsicherheit, Klinikschließungen und Versorgungsengpässen 
Der Entwurf verfehlt zentrale Zielsetzungen: 
 

• Die Länder verlieren weiter an Planungshoheit. Künftig können Ausnahmen bei Leis-
tungsgruppen nur noch befristet und ausschließlich im Einvernehmen mit den Kran-
kenkassen beschlossen werden – ohne Einbindung der Krankenhäuser selbst. Damit 
werden die zentralen Akteure vor Ort, die tagtäglich die Versorgung sicherstellen, aus 
dem Entscheidungsprozess ausgeschlossen. 

• Die föderale Struktur der Krankenhausplanung wird faktisch ausgehöhlt. Verfassungs-
rechtlich den Ländern zugewiesene Kompetenzen werden de facto auf den Bund und 
die Krankenkassen verlagert. 

• Die Entscheidung, an der Vorhaltefinanzierung als zentrales Finanzierungsinstrument 
festzuhalten, ist falsch. Dieses Modell verfehlt seinen Zweck, weil es keine stabile Basis 
für wirtschaftlich tragfähige Strukturen schafft. Kliniken, die ihr Leistungsspektrum an-
passen müssen, erhalten keine ausreichenden Ausgleiche für wegbrechende Erlöse. 
Das gefährdet insbesondere die Grund- und Regelversorgung in der Fläche. 
 

Von Entbürokratisierung keine Spur. Kleinteilige Vorgaben, neue Berichtspflichten und starre 
Strukturen drohen, die Verwaltungsbelastung weiter zu erhöhen, statt Freiräume für medizini-
sche Qualität und Innovation zu schaffen. 
Es ist unverständlich, dass das von der CDU geführte Gesundheitsministerium zentrale Fehl-
konzepte der SPD-Planungen fortführt, statt eine eigene, praxistaugliche Handschrift zu zeigen. 
 
Bei folgenden Punkten ist eine Änderung geboten: 
 

• Mehr Planungsspielräume für Länder und Krankenhäuser, um regionale Versorgungs-
lücken zu verhindern 

• Eine echte Entlastung von Bürokratie, insbesondere bei Leistungsgruppen und Doku-
mentationspflichten, 

• Eine solide, leistungsorientierte und verlässliche Finanzierung, die wirtschaftliche Sta-
bilität schafft und die Grundversorgung absichert. 

Wirtschaftsrat der CDU e.V. 
Luisenstr. 44, 10117 Berlin 
Telefon: 0 30 / 240 87 - 216 
E-Mail: gesundheit@wirtschaftsrat.de 
 



Seite 2 von 2 

• In den Entscheidungsprozess zur Festlegung von Ausnahmen bei Leistungsgruppen 
sollten nicht allein die Krankenkassen, sondern auch die Krankenhäuser angemessen 
eingebunden werden.   

 
 
Berlin, im Oktober 2025 
 
   
 


